Deutsdher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksadle 2363 


Kleine Anfrage 251 

der Fraktion der FDP 


betr. Strafermittlungssache gegen Staatssekretär Hallstein, 
Botschafter Blankenborn und andere in Bonn 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welches Ergebnis hatten die Untersuchungen des 1953 von ihr 
berufenen interministeriellen Ausschusses, der eingesetzt worden 
war, nachdem durch die Presse schwerwiegende Differenzen 
zwischen dem Auswärtigen Amt und dem Bundeswirtschafts- 
ministerium wegen ehrenrühriger Behauptungen über den 
Ministerialrat Dr. Strack (BMWi) bekannt geworden waren? 

Welche Konsequenzen wurden aus den Ermittlungen dieses Aus- 
schusses gezogen? 

2. Ist der Bundesregierung bekannt, daß Ministerialrat Dr. Strack 
am 30. November 1953 bei der Staatsanwaltschaft in Bonn An- 
zeige gegen Unbekannt erstattet hat und daß die Staatsanwalt- 
schaft inzwischen diese Anzeige in ein Strafermittlungsverfahren 
— 8 Js 1827/53 — gegen Hallstein, Blankenborn und andere 
umgewandelt hat? 

Sind ihr die Vorgänge, die zu dieser Erkenntnis der Staatsan- 
waltschaft geführt haben, nicht auch schon im Jahre 1953 be- 
kannt gewesen, und was hat sie vor der Erstattung der Anzeige 
getan, um im Rahmen der Möglichkeiten der Verwaltung die 
ehrenrührigen Vorwürfe zu untersuchen und dem angegriffenen 
Beamten damit gegebenenfalls die Möglichkeit der Rehabilitierung 
zu verschaffen? 

3. Was veranlaßte die Bundesregierung, nachdem die Anzeige er- 
stattet worden war, im März 1954 einen Geheimen Kabinettsausschuß 
mit der Angelegenheit Dr. Strack zu befassen, und was ist das 
Ergebnis der Tätigkeit dieses Ausschusses? 

4. Ist der Bundesregierung bekannt, daß hohe Ministerialbeamte den 
Bestrebungen der Staatsanwaltschaft, die Vorgänge aufzuklären, 
pflichtwidrig entgegengewirkt haben (Verweigerung der Aussage- 
genehmigung, Verweigerung der Aktenherausgabe)? 
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5. Sind dem Herrn Bundesaußenminister die vor seinem Amtsan- 
tritt liegenden Vorgänge bekannt, und ist es insbesondere richtig, 
daß maßgebliche Beamte seines Hauses unter Mißbrauch des 
Namens zweier ausländischer Regierungen versucht haben sollen, 
rechtlich mißbilligte Ziele zu erreichen? 

Hält es der Herr Bundesaußenminister für vertretbar, Beamte im 
auswärtigen Dienst in ihren Funktionen zu belassen, gegen die 
derartige Beschuldigungen in der Öffentlichkeit erhoben und Unter- 
suchungen der Justizbehörden eingeleitet worden sind? 

6. Will die Bundesregierung den Grundsätzen Geltung verschaffen, die 
der Herr Bundeskanzler laut Bulletin vom 24. März 1956 Nr. 59 
unter der Überschrift „Mehr Achtung vor der menschlichen 
Persönlichkeit“ formulierte? Er hatte gesagt: „Die Leichtfertig- 
keit, mit der man augenblicklich mit dem guten Namen von 
Menschen umgeht, ist geeignet, das aus den Trümmern wieder- 
erstandene demokratische Leben unseres Landes zu gefährden.” 

Wird sie im besonderen alles tun, um eine solche Gefährdung 
dann zu ahnden, wenn sie auf die Leichtfertigkeit eigener Be- 
amter, die sich ihres besonderen Vertrauens erfreuen, zurückzu- 
führen sein sollte? 


Bonn, den 5. Mai 1956 


Dr. Dehler und Fraktion 



